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KURZE BEGRÜNDUNG 

 

Der Fischereisektor produziert jährlich etwas 6,4 Millionen Tonnen Fisch. In der Fischerei 

oder im weiterverarbeitenden Gewerbe sind mehr als 350 000 Personen beschäftigt. Das zeigt, 

dass dieser Sektor einen wichtigen Beitrag zum wirtschaftlichen und sozialen Wohl dieser 

Regionen leistet. 

 

Einige der im Rahmen der neuen Regelungen vorgeschlagenen Maßnahmen für die GFP, 

einschließlich des EMFF, führen zu dem Risiko, dass die Fischer und die Entwicklung der 

europäischen Küsten- und Meerregionen geschädigt werden. Unser Ausschuss muss ferner 

darauf achten, dass die Besonderheiten der Regionen in äußerster Randlage, die von diesen 

Regelungen stark betroffen sind, ausreichend berücksichtigt werden. 

 

1. Elemente der Reform, die der Entwicklung der betroffenen Regionen schaden 

könnten 

 

In erster Linie muss die neue Reform der GFP eine ortsnahe Bewirtschaftung garantieren, die 

sich auch tatsächlich auf regionaler Ebene vollzieht und die der Verschiedenartigkeit der 

Fangflotten, Fanggeräte und Fischbestände in den einzelnen Ländern und Fangzonen 

Rechnung trägt.  

 

Die GFP muss auch das Recht der Mitgliedstaaten über ihre Hoheitsgewässer, EEZ sowie 

Meeresböden achten. Es wäre verheerend, wenn die ZEE im Namen eines gleichberechtigten 

Zugangs zu den ausschließlichen Fischereizonen für alle Fangflotten der Gemeinschaft und 

aus Drittstaaten geöffnet würden. Dadurch würde das maritime Ökosystem zerstört und wäre 

nicht mehr in der Lage, das wirtschaftliche Überleben der Gemeinschaften der lokalen Fischer 

zu sichern. 

 

Es ist außerdem von Bedeutung, dass die neue GFP auf lange Sicht die Interessen der 

Küstenfischerei und der handwerklichen Fischerei schützt und damit sicherstellt, dass die 

verfügbaren Ressourcen unter nachhaltigen wirtschaftlichen und sozialen Gesichtspunkten 

bewirtschaftet werden. 

 

Es muss darüber hinaus gewährleistet werden, dass die europäischen maritimen Regionen in 

ihrer Gesamtheit mittel- und langfristig eine wirtschaftlich gesunde Zukunft für ihren 

Fischereisektor sicherstellen können und Anstrengungen zur notwendigen Wiederauffüllung 

ihrer Fischbestände unternehmen. Dabei sind jedoch in der Nordsee ganz andere Schritte 

notwendig als in der Karibik, im Mittelmeer oder im Indischen Ozean. Wenn die Kommission 

keine gezielte Strategie unternimmt, die sich an den Besonderheiten der verschiedenen 

Gewässer orientiert, wird künftig die gesamte Fischerei darunter leiden. Der Berichterstatter 

unterstützt die Ziele einer nachhaltigen Fischerei für Schutz und Wiederauffüllung der 

Bestände voll und ganz,  denn wenn mit der aktuellen Überfischung unvermindert 

fortgefahren wird, wird bis 2050 von den heute bekannten Fischen und Krebsen kein einiger 

mehr wirtschaftlich gefangen werden können. 
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Diese Überfischung ist sicherlich eine Folge der unzureichenden Bewirtschaftung der 

Fischereiressourcen, doch auch den öffentlichen Behörden ist eine gewisse Mitschuld 

anzulasten. Die Bemühungen um eine Wiederauffüllung der Bestände dürfen also nicht 

ausschließlich zu Lasten der Fischer oder der Entwicklung der maritimen Regionen gehen.   

Sie müssen kollektiv unternommen werden. Es sollten also Kompensationsmechanismen für 

die Beschäftigten dieses Sektors eingeführt werden, mit denen die wirtschaftlichen und 

sozialen Folgen der Wiederauffüllungsmaßnahmen, der mehrjährigen Bewirtschaftungspläne 

und der Maßnahmen zum Schutz der Ökosysteme abgemildert werden.  

 

Der Berichterstatter wendet sich gegen Versuche, die darauf abzielen, im Rahmen des 

Systems übertragbarer Fischereibefugnisse Eigentumsrechte auf Fischbestände anzuerkennen. 

Die wirtschaftlichen und sozialen Folgen einer Privatisierung der Meere wären verheerend. 

 

 

2. Berücksichtigung der Besonderheiten der Fischereien in den Regionen in äußerster 

Randlage 

 

Es liegt auf der Hand, dass die Prinzipien und Regeln der GFP für die spezifischen 

Bedingungen in den Regionen in äußerster Randlage nicht zweckmäßig sind. Artikel AEUV, 

dessen Bestimmungen im europäischen Regelwerk nur unzureichend beachtet werden, muss 

in allen Vorschriften zur Fischerei ausdrücklich erwähnt und angewandt werden. Dies ist 

insbesondere erforderlich, um die Kohärenz der europäischen Politik in jeder Region in 

äußerster Randlage entsprechend sicherzustellen. Die Kommission darf nicht vergessen, dass 

wir uns einerseits in maritimen Regionen befinden, die sich die Mitgliedstaaten der Union 

untereinander teilen, und andererseits, im Falle der Regionen in äußerster Randlage, in 

maritimen Regionen, die mit AKP-Ländern geteilt werden und in denen andere Fischarten 

und Bestände vorkommen, weshalb auch unterschiedliche Fischereimethoden angewandt 

werden müssen. Es muss ein differenzierender Ansatz bei den Fischereimethoden gewählt 

werden, je nachdem ob man sich in nördlichen oder südlichen Regionen bewegt. 

 

Ferner sollte ein in Abhängigkeit der geographischen Gebiete aus drei Untergremien 

bestehendes Beratungsgremium für die Regionen in äußerster Randlage geschaffen werden. 

Es ist diskriminierend, dass die Kommission seit der Schaffung der regionalen 

Beratungsgremien die Regionen in äußerster Randlage des Indischen Ozeans und der Karibik 

nicht berücksichtigt. In diesem neuen regionalen Beratungsgremium für die Regionen in 

äußerster Randlage muss für die Küstenstaaten und europäischen Fischer, die in den 

betreffenden Gebieten tätig sind, die Möglichkeit zur Mitarbeit gegeben sein. Dieses 

Gremium gestattet es der EU, ihrer Rolle bei der Schaffung einer internationalen 

fischereipolitischen Entscheidungsfindung gerecht zu werden,  was vor allem angesichts der 

Tatsache von Bedeutung ist, dass die EU wegen seiner Regionen in äußerster Randlage und 

überseeischen Länder und Gebiete weltweit den größten maritimen Raum einnimmt. 

 

Es ist notwendig, im Zuge der Reform der GFP auch die spezifischen Regelungen für 

überseeische Fangflotten aufrecht zu erhalten und in Abhängigkeit der betroffenen 

Küstengebiete Hilfen für die Erneuerung und Modernisierung Küstenfangflotten in den 

Gebieten zu ermöglichen, in denen die Fischreserven ein Wachstum des Sektors ermöglichen 

könnten. 
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Die Reform der GFP muss ebenfalls sicherstellen, dass die Finanzmittel für die POSEI-

Fischerei im Wesentlichen auch weiterhin bereitstehen und eine intelligente Vernetzung des 

EMFF mit der POSEI-Fischerei gewährleistet wird. 
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ÄNDERUNGSANTRÄGE 

Der Ausschuss für regionale Entwicklung ersucht den federführenden Fischereiausschuss, 

folgende Änderungsanträge in seinen Bericht zu übernehmen: 

 

Änderungsantrag 1 

Entwurf einer legislativen Entschließung 

Bezugsvermerk 1 a (neu) 

 

Entwurf einer legislativen Entschließung Geänderter Text 

 – gestützt auf Artikel 349 des Vertrags 

über die Arbeitsweise der Europäischen 

Union, 

 

 

Änderungsantrag 2 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 3 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(3) Die Gemeinsame Fischereipolitik soll 

langfristig nachhaltige ökologische, 

wirtschaftliche und soziale Gegebenheiten 

unterstützen. Sie soll ferner zu mehr 

Produktivität, einem angemessenen 

Lebensstandard für den Fischereisektor 

und stabilen Märkten beitragen sowie die 

Verfügbarkeit der Ressourcen und ein 

Angebot für Verbraucher zu vernünftigen 

Preisen sicherstellen. 

(3) Die Gemeinsame Fischereipolitik soll 

langfristig nachhaltige ökologische, 

wirtschaftliche und soziale Gegebenheiten 

unterstützen. Sie soll ferner zu mehr 

Produktivität, einem angemessenen 

Lebensstandard für den Fischereisektor, 

zur Gewährleistung eines würdigen 

Einkommens für die Fischer und zu 

stabilen Märkten beitragen sowie die 

Verfügbarkeit der Ressourcen und ein 

Angebot für Verbraucher zu vernünftigen 

Preisen sicherstellen.  
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Änderungsantrag 3 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 3 a (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (3a) Die geographische Situation dieser 

Regionen in äußerster Randlage und die 

Besonderheit des Fischereisektors in 

diesen Regionen erfordert, dass die 

Gemeinsame Fischereipolitik und die 

hiermit verbundenen finanziellen Mittel 

an die Besonderheiten, Schwierigkeiten, 

Mehrkosten sowie an die Gegebenheiten 

dieser Regionen, die sich grundsätzlich 

vom Rest der Europäischen Union 

unterscheiden, angepasst werden können 

und angepasst werden. Artikel 349 sollte 

in diesem Sinne zur Verfolgung der Ziele 

dieser Regionen und der Entwicklung 

ihrer Fischereibranche mit dem Ziel der 

Nachhaltigkeit angewandt werden, da die 

Regelung nicht an eine oder mehrere 

dieser Regionen angepasst ist. 

 

Änderungsantrag 4 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 4 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(4) Die Europäische Union ist 

Vertragspartei des 

Seerechtsübereinkommens der Vereinten 

Nationen und sie hat das Übereinkommen 

zur Durchführung der Bestimmungen des 

Seerechtsübereinkommens der Vereinten 

Nationen vom 10. Dezember 1982 in 

Bezug auf die Erhaltung und 

Bewirtschaftung gebietsübergreifender 

Fischbestände und weit wandernder 

Fischbestände (UN-Übereinkommen über 

Fischbestände) ratifiziert. Außerdem hat 

sie das Übereinkommen der Ernährungs- 

und Landwirtschaftsorganisation der 

(4) Die Europäische Union ist 

Vertragspartei des 

Seerechtsübereinkommens der Vereinten 

Nationen und sie hat das Übereinkommen 

zur Durchführung der Bestimmungen des 

Seerechtsübereinkommens der Vereinten 

Nationen vom 10. Dezember 1982 in 

Bezug auf die Erhaltung und 

Bewirtschaftung gebietsübergreifender 

Fischbestände und weit wandernder 

Fischbestände (UN-Übereinkommen über 

Fischbestände) ratifiziert. Außerdem hat 

sie das Übereinkommen der Ernährungs- 

und Landwirtschaftsorganisation der 
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Vereinten Nationen vom 24. November 

1993 zur Förderung der Einhaltung 

internationaler Erhaltungs- und 

Bewirtschaftungsmaßnahmen durch 

Fischereifahrzeuge auf Hoher See (FAO-

Einhaltungsübereinkommen) 

angenommen. Diese internationalen 

Instrumente regeln vorrangig 

Bestandserhaltungspflichten, unter 

anderem die Pflicht, für Gewässer unter 

nationaler Gerichtsbarkeit wie auch für die 

Hohe See Erhaltungs- und 

Bewirtschaftungsmaßnahmen zu ergreifen, 

die den höchstmöglichen Dauerertrag 

gewährleisten können, und zu diesem 

Zweck mit anderen Staaten 

zusammenzuarbeiten, den Vorsorgeansatz 

umfassend auf die Erhaltung, 

Bewirtschaftung und Nutzung der 

Bestände anzuwenden, die Vereinbarkeit 

von Erhaltungs- und 

Bewirtschaftungsmaßnahmen 

sicherzustellen, wenn Meeresressourcen in 

Gewässern unter unterschiedlicher 

Gerichtsbarkeit vorkommen, und anderen 

Formen der Meeresnutzung gebührend 

Rechnung zu tragen. Die Gemeinsame 

Fischereipolitik sollte dazu beitragen, dass 

die Europäische Union ihren 

internationalen Verpflichtungen im 

Rahmen dieser internationalen Instrumente 

angemessen nachkommt. Erlassen die 

Mitgliedstaaten rechtmäßig im Rahmen der 

Gemeinsamen Fischereipolitik Erhaltungs- 

und Bewirtschaftungsmaßnahmen, so 

achten auch sie darauf, im Einklang mit 

den internationalen Verpflichtungen der 

Bestandserhaltung und Zusammenarbeit 

nach diesen internationalen Instrumenten 

zu handeln. 

Vereinten Nationen vom 24. November 

1993 zur Förderung der Einhaltung 

internationaler Erhaltungs- und 

Bewirtschaftungsmaßnahmen durch 

Fischereifahrzeuge auf Hoher See (FAO-

Einhaltungsübereinkommen) 

angenommen. Diese internationalen 

Instrumente regeln vorrangig 

Bestandserhaltungspflichten, unter 

anderem die Pflicht, für Gewässer unter 

nationaler Gerichtsbarkeit wie auch für die 

Hohe See Erhaltungs- und 

Bewirtschaftungsmaßnahmen zu ergreifen, 

die den höchstmöglichen Dauerertrag 

gewährleisten können, und zu diesem 

Zweck mit anderen Staaten 

zusammenzuarbeiten, den Vorsorgeansatz 

umfassend auf die Erhaltung, 

Bewirtschaftung und Nutzung der 

Bestände anzuwenden, die Vereinbarkeit 

von Erhaltungs- und 

Bewirtschaftungsmaßnahmen 

sicherzustellen, wenn Meeresressourcen in 

Gewässern unter unterschiedlicher 

Gerichtsbarkeit vorkommen, und anderen 

Formen der Meeresnutzung gebührend 

Rechnung zu tragen. In diesem 

Zusammenhang könnte durch die 

Einrichtung eines Regionalen Beirats für 

die Regionen in äußerster Randlage, der 

sich aus drei Unterausschüssen 

zusammensetzt (Südwestliche Gewässer, 

Südwestlicher Indischer Ozean, Gewässer 

Antillen-Guyana), ebenfalls ein positiver 

Beitrag zu diesen Zielen geleistet werden, 

vor allem was die internationalen 

Gewässer anbelangt, in denen die 

Überfischung und die illegale Fischerei 

weltweit ein reales Problem darstellen. 

Teil V Artikel 66 des 

Seerechtsübereinkommens der Vereinten 

Nationen verpflichtet die Mitgliedstaaten 

auch, dessen Vorschriften zum Erhalt der 

Lebensfähigkeit anadromer Bestände 

einzuhalten. Die Gemeinsame 

Fischereipolitik sollte dazu beitragen, dass 

die Europäische Union ihren 

internationalen Verpflichtungen im 
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Rahmen dieser internationalen Instrumente 

angemessen nachkommt. Erlassen die 

Mitgliedstaaten rechtmäßig im Rahmen der 

Gemeinsamen Fischereipolitik Erhaltungs- 

und Bewirtschaftungsmaßnahmen, so 

achten auch sie darauf, im Einklang mit 

den internationalen Verpflichtungen der 

Bestandserhaltung und Zusammenarbeit 

nach diesen internationalen Instrumenten 

zu handeln. 

 

Änderungsantrag 5 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 5 a (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (5a) Auf der Weltkonferenz zur 

biologischen Vielfalt 2010 in Nagoya 

verpflichteten sich die Europäische Union 

und ihre Mitgliedstaaten, gegen den 

Verlust der biologischen Vielfalt 

vorzugehen. Es wurde ein strategisches 

Zehnjahresprogramm zum Schutz der 

weltweiten biologischen Vielfalt 

angenommen, das im Hinblick auf den 

Fischereisektor folgende Ziele vorsieht: 

(1) ein nachhaltiges Management und 

eine nachhaltige Nutzung der Fische und 

Wirbellosen, unter Anwendung eines 

Ökosystemansatzes zur Vermeidung von 

Überfischung, wobei Maßnahmen zur 

Erholung aller erschöpften oder 

bedrohten Arten durchgeführt und die 

negativen Auswirkungen der Fischerei 

auf die gefährdeten Meeresökosysteme 

vermieden werden; (2) ein nachhaltiges 

Management der Standorte, an denen 

Aquakultur betrieben wird; (3) der Erhalt 

der genetischen Vielfalt von 

Kulturpflanzen, Nutz- und Haustieren 

und ihrer wilden Arten, indem ihre 

genetische Erosion auf ein Minimum 

reduziert wird; (4) der Schutz von 

mindestens 10 % der Küsten- und 
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Meeresgebiete bis 2020. 

 

Änderungsantrag 6 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 6 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(6) Da die Konferenz der Vertragsparteien 

des Übereinkommens über die biologische 

Vielfalt in ihren Beschluss über den 

Strategieplan zur Erhaltung der 

Biodiversität 2011-2020 auch 

fischereipolitische Zielvorgaben 

aufgenommen hat, sollte die Gemeinsame 

Fischereipolitik auf die Biodiversitätsziele 

abgestimmt sein, die vom Europäischen 

Rat angenommen wurden sowie auf die 

Ziele in der Mitteilung der Kommission 

„Biologische Vielfalt ist Naturkapital und 

Lebensversicherung: EU-Strategie zum 

Schutz der Biodiversität bis 2020“, 

insbesondere die Verwirklichung des 

höchstmöglichen Dauerertrags bis 2015. 

(6) Da die Konferenz der Vertragsparteien 

des Übereinkommens über die biologische 

Vielfalt in ihren Beschluss über den 

Strategieplan zur Erhaltung der 

Biodiversität 2011-2020 auch 

fischereipolitische Zielvorgaben 

aufgenommen hat, sollte die Gemeinsame 

Fischereipolitik auf die Biodiversitätsziele 

abgestimmt sein, die vom Europäischen 

Rat angenommen wurden, sowie auf die 

Ziele in der Mitteilung der Kommission 

„Biologische Vielfalt ist Naturkapital und 

Lebensversicherung: EU-Strategie zum 

Schutz der Biodiversität bis 2020“, 

insbesondere die Verwirklichung des 

höchstmöglichen Dauerertrags. 

 

 

Änderungsantrag 7 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 10 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(10) Es ist wichtig, dass die Gemeinsame 

Fischereipolitik nach den Grundsätzen 

einer guten Regierungsführung gestaltet 

wird. Zu diesen Grundsätzen zählen eine 

Entscheidungsfindung auf der Grundlage 

der besten verfügbaren wissenschaftlichen 

Gutachten, eine starke Beteiligung aller 

Interessengruppen und eine langfristige 

Perspektive. Für eine erfolgreiche 

Durchführung der Gemeinsamen 

Fischereipolitik müssen außerdem die 

Verteilung der Zuständigkeiten auf EU-, 

(10) Es ist wichtig, dass die Gemeinsame 

Fischereipolitik nach den Grundsätzen 

einer guten Regierungsführung gestaltet 

wird. Zu diesen Grundsätzen zählen eine 

Entscheidungsfindung auf der Grundlage 

der besten verfügbaren wissenschaftlichen 

Gutachten, eine starke Beteiligung aller 

Interessengruppen auf nationaler, 

regionaler und lokaler Ebene unter 

Einbeziehung der Vertretungsgremien an 

der Ausarbeitung, Durchführung und 

Bewertung dieser Politik sowie eine 
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nationaler, regionaler und lokaler Ebene 

sowie die gegenseitige Vereinbarkeit von 

und Übereinstimmung mit Maßnahmen in 

anderen EU-Politikfeldern geklärt sein. 

langfristige Perspektive. Für eine 

erfolgreiche Durchführung der 

Gemeinsamen Fischereipolitik müssen 

außerdem die Verteilung der 

Zuständigkeiten auf EU-, nationaler, 

regionaler und lokaler Ebene sowie die 

gegenseitige Vereinbarkeit von und 

Übereinstimmung mit Maßnahmen in 

anderen EU-Politikfeldern geklärt sein. 

 

Änderungsantrag 8 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 11 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(11) Die Gemeinsame Fischereipolitik 

sollte den Erfordernissen der 

Tiergesundheit, des Tierschutzes sowie der 

Lebensmittel- und Futtermittelsicherheit in 

vollem Umfang Rechnung tragen.  

(11) Die Gemeinsame Fischereipolitik 

sollte den Erfordernissen der 

Tiergesundheit und der guten Behandlung 

der Tiere, des Tierschutzes sowie der 

Lebensmittel- und Futtermittelsicherheit in 

vollem Umfang Rechnung tragen.  

 

Änderungsantrag 9 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 12 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(12) Bei der Durchführung der 

Gemeinsamen Fischereipolitik sollte 

Interaktionen mit anderen maritimen 

Angelegenheiten im Sinne einer 

integrierten Meerespolitik Rechnung 

getragen und damit anerkannt werden, dass 

alle Angelegenheiten, die Europas Ozeane 

und Meere betreffen, die maritime 

Raumordnung eingeschlossen, eng 

miteinander verbunden sind. In den 

verschiedenen Meeresräumen von Ostsee, 

Nordsee, Keltischer See, Biscaya und 

Iberischer Küste, dem Mittelmeer und dem 

Schwarzen Meer sollten politische 

Entscheidungen in verschiedenen 

(12) Bei der Durchführung der 

Gemeinsamen Fischereipolitik sollte 

Interaktionen mit anderen maritimen 

Angelegenheiten im Sinne einer 

integrierten Meerespolitik Rechnung 

getragen und damit anerkannt werden, dass 

alle Angelegenheiten, die an EU-Gebiet 

grenzende Ozeane und Meere betreffen, 

die maritime Raumordnung 

eingeschlossen, eng miteinander verbunden 

sind. In den verschiedenen Meeresräumen 

von Atlantischem Ozean, Indischem 

Ozean, Ostsee, Nordsee, Keltischer See, 

Biscaya und Iberischer Küste, dem 

Mittelmeer und dem Schwarzen Meer 
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Bereichen kohärent und integrativ sein. sollten politische Entscheidungen in 

verschiedenen Bereichen kohärent und 

integrativ sein. 

 

Änderungsantrag  10 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 14 a (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (14a) Im Rahmen der integrierten 

Meerespolitik und der Gemeinsamen 

Fischereipolitik muss den besonderen 

Merkmalen der Regionen in äußerster 

Randlage Rechnung getragen werden, 

insbesondere derjenigen, die keinen 

Festlandsockel haben und deren 

Ressourcen sich vor allem in den 

Fischereibänken und Seamounts 

(„Seeberge“) befinden. Diese sensiblen 

biogeografischen Gebiete und der Zugang 

dazu müssen geschützt werden, wobei die 

Nutzung entsprechend den dort 

verfügbaren Ressourcen erfolgen muss. 
 

Änderungsantrag 11 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 15 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(15) Biologische Meeresschätze rund um 

die Azoren, Madeira und die Kanarischen 

Inseln sollten auch weiterhin besonders 

geschützt werden, da sie unter 

Berücksichtigung der strukturbedingten 

sozialen und wirtschaftlichen Situation 

dieser Inseln zur Erhaltung der lokalen 

Wirtschaft beitragen. Die Beschränkung 

bestimmter Fangtätigkeiten in diesen 

Gewässern auf Fischereifahrzeuge, die in 

den Häfen der Azoren, Madeiras und der 

Kanarischen Inseln registriert sind, sollte 

daher beibehalten werden. 

(15) Biologische Meeresschätze rund um 

die Regionen in äußerster Randlage 

sollten auch weiterhin besonders geschützt 

werden, da sie unter Berücksichtigung der 

strukturbedingten sozialen und 

wirtschaftlichen Situation dieser Inseln zur 

Erhaltung der lokalen Wirtschaft beitragen. 

Die Beschränkung bestimmter 

Fangtätigkeiten in diesen Gewässern auf 

Fischereifahrzeuge, die in den Häfen der 

Regionen in äußerster Randlage 
registriert sind, sollte daher im Sinne der 

Artikel 349 und 355.1 AEUV beibehalten 
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werden. Die Regionen in äußerster 

Randlage, die dies wünschen, verfügen 

auch weiterhin über die Möglichkeit, im 

Rahmen der bestehenden Vereinbarungen 

Schiffen aus benachbarten Drittländern 

Fangtätigkeiten in diesen 

Hoheitsgewässern unter der 

Voraussetzung zu gestatten, dass 

sämtliche Fänge in ihren Häfen 

angelandet werden. 

 

Änderungsantrag 12 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 15 a (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (15a) Besondere Aufmerksamkeit sollte 

dem Schutz der Wildlachsbestände in der 

Ostsee gewidmet werden. Nach Ansicht 

des Internationalen Rates für 

Meeresforschung (ICES) befinden sich 

die Wildlachsbestände in der Ostsee nicht 

auf einem nachhaltigen Niveau. Nach 

Ansicht des ICES sollte die 

Bewirtschaftung der Lachsbestände auf 

Grundlage der Bewertung des Bestandes 

je nach Fluss erfolgen, wobei der ICES 

festgestellt hat, dass der 

Mischpopulationsfang von Lachsen die 

Wanderung der Lachse zurück in die 

Laichflüsse erheblich erschweren. Die 

Wiederherstellung starker 

Wildlachsbestände ist für die nördlichen 

und dünn besiedelten Gebiete Europas 

auch deshalb von erheblicher Bedeutung, 

weil Wildlachs für die Bewohner der 

nördlichen Flussgebiete und für die 

regionale Wirtschaft äußerst wichtig ist. 

 

Änderungsantrag 13 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 16 
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Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(16) Das Ziel einer nachhaltigen Nutzung 

der biologischen Meeresschätze lässt sich 

wirksamer über einen mehrjährigen Ansatz 

im Fischereimanagement erreichen, bei 

dem vorrangig Mehrjahrespläne erstellt 

werden, die auf die Besonderheiten 

verschiedener Fischereien abgestimmt 

sind. 

(16) Das Ziel einer nachhaltigen Nutzung 

der biologischen Meeresschätze lässt sich 

wirksamer über einen mehrjährigen Ansatz 

im Fischereimanagement erreichen, bei 

dem vorrangig Mehrjahrespläne erstellt 

werden, die auf die Besonderheiten der 

einzelnen Meeresräume und 
verschiedener Fischereien abgestimmt 

sind. 

 

Änderungsantrag 14 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 18 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(18) Es müssen Maßnahmen ergriffen 

werden, um die derzeit großen Mengen an 

unerwünschten Fängen und Rückwürfen zu 

reduzieren und diese Praxis einzustellen. 

Unerwünschte Fänge und Rückwürfe 

stellen eine beträchtliche Verschwendung 

dar und haben negative Auswirkungen auf 

die nachhaltige Nutzung der biologischen 

Meeresschätze und Meeresökosysteme 

sowie die Wirtschaftlichkeit von 

Fischereien. Es sollte nach und nach für 

alle Fischereien verbindlich gelten, dass 

sämtliche Fänge aus regulierten Beständen 

in EU-Gewässern oder von EU-

Fischereifahrzeugen anzulanden sind. 

(18) Es müssen Maßnahmen ergriffen 

werden, um mit Hilfe von 

Sensibilisierungsaktionen vorzubeugen 

und die derzeit großen Mengen an 

unerwünschten Fängen und Rückwürfen so 

weit wie möglich zu reduzieren. 

Unerwünschte Fänge und Rückwürfe 

stellen eine beträchtliche Verschwendung 

dar und haben negative Auswirkungen auf 

die nachhaltige Nutzung der biologischen 

Meeresschätze und Meeresökosysteme 

sowie die Wirtschaftlichkeit von 

Fischereien. Es sollte nach und nach sowie 

planmäßig für alle Fischereien verbindlich 

gelten, dass sämtliche Fänge aus 

regulierten Beständen in EU-Gewässern 

oder von EU-Fischereifahrzeugen 

anzulanden sind. 

Begründung 

Die Beendigung der Rückwurfpraxis, bei der die Besonderheiten der einzelnen Fischereien 

berücksichtigt werden müssen, sollte nach und nach, planmäßig sowie innerhalb einer 

ausreichenden Frist erfolgen. 

 

Änderungsantrag 15 
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Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 22 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(22) In Anbetracht der prekären 

Wirtschaftslage der Fangindustrie und der 

Abhängigkeit bestimmter 

Küstengemeinden vom Fischfang muss die 

relative Stabilität der Fangtätigkeiten 

sichergestellt werden, indem die 

Fangmöglichkeiten so auf die 

Mitgliedstaaten aufgeteilt werden, dass für 

jeden Mitgliedstaat ein vorhersehbarer 

Anteil an den Beständen gewahrt bleibt. 

(22) In Anbetracht der prekären 

Wirtschaftslage der Fangindustrie und der 

Abhängigkeit vieler Küsten- und 

Inselgemeinden vom Fischfang muss das 

Konzept der relativen Stabilität überprüft 

und die Stabilität der Fangtätigkeiten sowie 

die sozioökonomische Tragfähigkeit der 

Fangindustrie und der von ihr 

abhängigen Regionen sichergestellt 

werden, indem die Fangmöglichkeiten so 

auf die Mitgliedstaaten aufgeteilt werden, 

dass für jeden Mitgliedstaat ein 

vorhersehbarer Anteil an den Beständen 

gewahrt bleibt und die geschätzte 

Fangkapazität der Mitgliedstaaten 

berücksichtigt wird. 

 

Änderungsantrag 16 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 26 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(26) Die Mitgliedstaaten sollten 

Bestandserhaltungsmaßnahmen und 

technische Maßnahmen zur Durchführung 

der Gemeinsamen Fischereipolitik 

verabschieden können, um die Politik 

besser an die Gegebenheiten und 

Besonderheiten einzelner Fischereien 

anzupassen und die Akzeptanz dieser 

Politik sowie die Einhaltung ihrer 

Vorschriften zu verbessern. 

(26) Die Mitgliedstaaten sollten 

Bestandserhaltungsmaßnahmen und 

technische Maßnahmen zur Durchführung 

der Gemeinsamen Fischereipolitik 

verabschieden können, um die Politik 

besser an die Gegebenheiten und 

Besonderheiten einzelner Meeresräume 

und Fischereien anzupassen und die 

Akzeptanz dieser Politik sowie die 

Einhaltung ihrer Vorschriften zu 

verbessern. 

 

Änderungsantrag 17 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 29 
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Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(29) Für die meisten regulierten Bestände 

im Rahmen der Gemeinsamen 

Fischereipolitik sollte bis spätestens 

31. Dezember 2013 ein System 

übertragbarer Fischereibefugnisse 

eingeführt werden, das für alle Schiffe mit 

einer Länge von 12 m oder mehr gilt und 

für alle anderen Schiffe, wenn sie 

Schleppgerät einsetzen. Die 

Mitgliedstaaten können Schiffe bis zu 12 m 

Länge, die anderes als geschlepptes 

Fanggerät einsetzen, von übertragbaren 

Fischereibefugnissen ausschließen. Ein 

solches System sollte zu Flottenkürzungen 

auf Betreiben der Industrie und zu einer 

besseren Wirtschaftsleistung führen und 

gleichzeitig eine rechtlich sichere und 

ausschließliche übertragbare 

Fischereibefugnis an den jährlichen 

Fangmöglichkeiten eines Mitgliedstaats 

einräumen. Da die biologischen 

Meeresschätze ein Gemeingut sind, sollten 

die übertragbaren Fischereibefugnisse 

lediglich Nutzeransprüche auf den einem 

Mitgliedstaat zugewiesenen Anteil an den 

jährlichen Fangmöglichkeiten darstellen, 

die nach festgelegten Regeln wieder 

entzogen werden können. 

(29) Für die meisten regulierten Bestände 

im Rahmen der Gemeinsamen 

Fischereipolitik sollte bis spätestens 

31. Dezember 2013 ein System 

übertragbarer Fischereibefugnisse 

eingeführt werden, das auf freiwilliger 

Basis in den einzelnen Mitgliedstaaten 

angewandt wird und für alle Schiffe mit 

einer Länge von 15 m oder mehr gilt und 

für alle anderen Schiffe, wenn sie 

Schleppgerät einsetzen. Die 

Mitgliedstaaten können Schiffe bis zu 15 m 

Länge, die anderes als geschlepptes 

Fanggerät einsetzen, von übertragbaren 

Fischereibefugnissen ausschließen. Ein 

solches System sollte zur Anpassung der 

Flottenkapazität, falls Überfischung 

festgestellt wird, und zu einer besseren 

Wirtschaftsleistung führen und gleichzeitig 

eine rechtlich sichere und ausschließliche 

übertragbare Fischereibefugnis an den 

jährlichen Fangmöglichkeiten eines 

Mitgliedstaats einräumen. Da die 

biologischen Meeresschätze ein Gemeingut 

sind, sollten die übertragbaren 

Fischereibefugnisse lediglich 

Nutzeransprüche auf den einem 

Mitgliedstaat zugewiesenen Anteil an den 

jährlichen Fangmöglichkeiten darstellen, 

die nach festgelegten Regeln wieder 

entzogen werden können. 

 

Änderungsantrag 18 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 30 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(30) Fischereibefugnisse sollten 

übertragbar und verpachtbar sein, so dass 

die Verwaltung der Fangmöglichkeiten 

dezentralisiert und in die Verantwortung 

der Fischwirtschaft gegeben wird und 

(30) Fischereibefugnisse sollten im 

Einklang mit einem in den einzelnen 

Mitgliedstaaten festgelegten System und 

im Rahmen der Gemeinsamen 

Fischereipolitik übertragbar und 
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sichergestellt ist, dass ausscheidende 

Fischer nicht auf öffentliche Finanzhilfen 

im Rahmen der Gemeinsamen 

Fischereipolitik angewiesen sind. 

verpachtbar sein, so dass die Verwaltung 

der Fangmöglichkeiten dezentralisiert und 

in die Verantwortung der Fischwirtschaft 

gegeben wird und sichergestellt ist, dass 

ausscheidende Fischer nicht auf öffentliche 

Finanzhilfen angewiesen sind. 

 

Änderungsantrag 19 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 31 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(31) Die besonderen Merkmale und die 

sozioökonomische Anfälligkeit einiger 

Flotten der Kleinfischerei rechtfertigen die 

Beschränkung des obligatorischen 
Systems übertragbarer Fischereibefugnisse 

auf große Schiffe. Das System 

übertragbarer Fischereibefugnisse sollte für 

Bestände gelten, für die Fangmöglichkeiten 

zugeteilt werden. 

(31) Die besonderen Merkmale und die 

sozioökonomische Anfälligkeit einiger 

Flotten der Kleinfischerei rechtfertigen die 

Anwendung auf freiwilliger Basis des 
Systems übertragbarer Fischereibefugnisse 

in den einzelnen Mitgliedstaaten. Das 

System übertragbarer Fischereibefugnisse 

sollte für Bestände gelten, für die 

Fangmöglichkeiten zugeteilt werden. 

 

Änderungsantrag 20 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 31 a (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (31a) Angesichts der Tatsache, dass in 

den Regionen in äußerster Randlage 

hauptsächlich handwerkliche Fischerei 

betrieben wird, sollte es den zuständigen 

regionalen Stellen überlassen bleiben, das 

geeignete Bewirtschaftungssystem für die 

in den Häfen dieser Regionen 

registrierten Fischereifahrzeuge 

vorzusehen. 

 

Änderungsantrag 21 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 36 
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Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(36) Die Mitgliedstaaten sollten die 

gesammelten Daten auf der Grundlage 

eines Mehrjahresprogramms der EU 

verwalten und den Endnutzern 

wissenschaftlicher Daten verfügbar 

machen. Die Mitgliedstaaten sollten zudem 

zusammenarbeiten, um ihre Datenerhebung 

zu koordinieren. Gegebenenfalls sollten die 

Mitgliedstaaten bei der Datenerhebung 

auch mit Drittländern im selben 

Meeresraum zusammenarbeiten. 

(36) Die Mitgliedstaaten sollten die 

gesammelten Daten auf der Grundlage 

eines Mehrjahresprogramms der EU 

verwalten und den Endnutzern 

wissenschaftlicher Daten verfügbar 

machen. Die Mitgliedstaaten sollten zudem 

zusammenarbeiten, um ihre Datenerhebung 

zu koordinieren. Gegebenenfalls sollten die 

Mitgliedstaaten bei der Datenerhebung 

auch mit Drittländern im selben 

Meeresraum zusammenarbeiten, wenn 

möglich im Rahmen einer zu diesem 

Zweck geschaffenen regionalen Stelle. 

 

Änderungsantrag 22 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 37 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(37) Politikbezogene 

fischereiwissenschaftliche Arbeiten sollten 

durch fischereiwissenschaftliche 

Datenerhebungs-, Forschungs- und 

Innovationsprogramme, die auf 

einzelstaatlicher Ebene angenommen und 

mit anderen Mitgliedstaaten koordiniert 

werden, und durch das 

Rahmeninstrumentarium der EU für 

Forschung und Innovation unterstützt 

werden. 

(37) Fischereiwissenschaftliche Arbeiten 

sollten durch fischereiwissenschaftliche 

Datenerhebungs-, Forschungs- und 

Innovationsprogramme, die auf 

einzelstaatlicher Ebene angenommen und 

mit anderen Mitgliedstaaten koordiniert 

werden, und durch das 

Rahmeninstrumentarium für Forschung 

und Innovation sowie mittels einer 

Stärkung der für Fachberatung und 

finanzielle Unterstützung eingesetzten 

personellen Ressourcen der Union 
unterstützt werden. 

 

Änderungsantrag 23 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 38 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(38) Die Europäische Union sollte sich (38) Die Europäische Union sollte sich 
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weltweit für die Ziele der Gemeinsamen 

Fischereipolitik einsetzen. Die Europäische 

Union sollte sich in diesem 

Zusammenhang darum bemühen, die 

Ergebnisse regionaler und internationaler 

Organisationen bei der Erhaltung und 

Bewirtschaftung von Beständen zu 

optimieren, indem eine 

Entscheidungsfindung auf 

wissenschaftlicher Grundlage gefördert 

und die Einhaltung der Vorschriften 

verbessert wird, mehr Transparenz und 

Mitwirkung aller Beteiligten erreicht und 

die illegale, ungemeldete und unregulierte 

Fischerei (IUU) bekämpft wird.  

weltweit für die Ziele der Gemeinsamen 

Fischereipolitik einsetzen. Die Europäische 

Union sollte sich in diesem 

Zusammenhang darum bemühen, die 

Ergebnisse regionaler und internationaler 

Organisationen bei der Erhaltung und 

Bewirtschaftung von Beständen zu 

optimieren, indem eine 

Entscheidungsfindung auf 

wissenschaftlicher Grundlage gefördert 

und die Einhaltung der Vorschriften 

verbessert wird, mehr Transparenz 

erreicht, die zuverlässige Mitwirkung aller 

Beteiligten gewährleistet und die illegale, 

ungemeldete und unregulierte Fischerei 

(IUU) bekämpft wird.  

 

Änderungsantrag 24 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 39 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(39) Über nachhaltige Fischereiabkommen, 

die die Europäische Union mit Drittländern 

schließt, sollte gewährleistet werden, dass 

sich die Fangtätigkeiten der EU in 

Drittlandgewässern auf die besten 

verfügbaren wissenschaftlichen Gutachten 

stützen und eine nachhaltige Nutzung der 

biologischen Meeresschätze garantieren. 

Derartige Abkommen, die für eine 

finanzielle Gegenleistung der Europäischen 

Union Zugangsrechte einräumen, sollten 

den Aufbau gut funktionierender 

Entscheidungsstrukturen fördern, um 

insbesondere eine wirksame 

Fischereiüberwachung zu gewährleisten. 

(39) Über nachhaltige Fischereiabkommen, 

die die Europäische Union mit Drittländern 

schließt, sollte gewährleistet werden, dass 

sich die Fangtätigkeiten der EU in 

Drittlandgewässern auf die besten 

verfügbaren wissenschaftlichen Gutachten 

stützen und eine nachhaltige Nutzung der 

biologischen Meeresschätze garantieren. 

Derartige Abkommen, die für eine 

finanzielle Gegenleistung der Europäischen 

Union Zugangsrechte einräumen, sollten 

den Aufbau gut funktionierender 

Entscheidungsstrukturen fördern, um 

insbesondere eine wirksame 

Fischereiüberwachung zu gewährleisten. 

Die Fangtätigkeiten von 

Fischereifahrzeigen der Union sollten im 

Rahmen dieser Abkommen weder zum 

Rückgang der Fangtätigkeiten der 

Fischer der Länder führen, die diese 

Abkommen unterzeichnet haben, noch zu 

einer Verarmung Letzterer. 
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Änderungsantrag 25 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 39 a (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (39a) Wenn die Union nachhaltige 

Fischereiabkommen mit Drittländern 

schließt, die sich einen Meeresraum mit 

einer Region in Randlage teilen, sollte sie 

für eine gerechte Aufteilung der 

Ressourcen, welche die Entwicklung des 

Fischereisektors in diesen Regionen 

fördert, Sorge tragen. 

 

Änderungsantrag 26 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 41 a (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (41a) Es sollte ein transparenter Rahmen 

geschaffen werden für alle 

Konsultationen auf dem Gebiet der 

Fischerei, die zwischen der Union und 

Drittländern in ihrer Nachbarschaft zum 

Zwecke des Austauschs und der 

Aufteilung von Fangmöglichkeiten sowie 

der Gewährung des Zugangs zu den 

Gewässern der jeweils anderen Seite für 

die Fischereifahrzeuge beider Seiten 

stattfinden. 

 

Änderungsantrag 27 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 47 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(47) Die Wettbewerbsfähigkeit des 

Fischerei- und Aquakultursektors in der 

(47) Die Wettbewerbsfähigkeit des 

Fischerei- und Aquakultursektors in der 
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Europäischen Union muss gestärkt und die 

geltenden Regeln müssen zur Optimierung 

von Verarbeitung und Vermarktung 

vereinfacht werden; die gemeinsame 

Marktorganisation für Erzeugnisse der 

Fischerei und der Aquakultur sollte 

gewährleisten, dass für die Vermarktung 

sämtlicher Fischerei- und 

Aquakulturerzeugnisse in der 

Europäischen Union dieselben 

Bedingungen gelten, dass Verbraucher ihre 

Wahl auf der Grundlage umfassender 

Informationen treffen können und ein 

verantwortungsvolles 

Verbraucherverhalten unterstützt wird und 

dass Wirtschaftswissen und Verständnis 

der EU-Märkte über die gesamte 

Lieferkette vertieft werden. 

Europäischen Union muss gestärkt und die 

geltenden Regeln müssen zur Optimierung 

von Verarbeitung und Vermarktung 

vereinfacht werden, wobei die 

Gegenseitigkeit im Handel mit 

Drittländern sichergestellt werden muss, 

damit auf dem Markt der Europäischen 

Union gleiche Bedingungen nicht nur im 

Hinblick auf die Nachhaltigkeit der 

Fischerei, sondern auch im Hinblick auf 

die Gesundheitskontrolle gelten; die 

gemeinsame Marktorganisation für 

Erzeugnisse der Fischerei und der 

Aquakultur sollte gewährleisten, dass für 

die Vermarktung sämtlicher Fischerei- und 

Aquakulturerzeugnisse – ob sie aus der 

Europäischen Union oder aus Drittländern 

stammen – dieselben Bedingungen gelten, 

dass Verbraucher ihre Wahl auf der 

Grundlage umfassender Informationen 

treffen können und ein 

verantwortungsvolles 

Verbraucherverhalten unterstützt wird und 

dass Wirtschaftswissen und Verständnis 

der EU-Märkte über die gesamte 

Lieferkette vertieft werden. Die 

Vorschriften der gemeinsamen 

Marktorganisation für Erzeugnisse der 

Fischerei und der Aquakultur sollten die 

Einfuhr von Fischerei- und 

Aquakulturerzeugnissen von der 

Einhaltung der international anerkannten 

Sozial- und Umweltnormen abhängig 

machen. 

 

Änderungsantrag 28 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 48 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(48) Die gemeinsame Marktorganisation 

sollte im Einklang mit den 

internationalen Verpflichtungen der 

Europäischen Union durchgeführt 

werden, insbesondere den Vorschriften 

(48) Die erfolgreiche Umsetzung der 

Gemeinsamen Fischereipolitik erfordert 

eine wirksame Überwachungs- und 

Kontrollregelung einschließlich der 

Bekämpfung von IUU-Fangtätigkeiten. Die 
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der Welthandelsorganisation. Die 

erfolgreiche Umsetzung der Gemeinsamen 

Fischereipolitik erfordert eine wirksame 

Überwachungs- und Kontrollregelung 

einschließlich der Bekämpfung von IUU-

Fangtätigkeiten. Die Einhaltung der 

Vorschriften der Gemeinsamen 

Fischereipolitik sollte über eine 

Überwachungs-, Inspektions- und 

Durchsetzungsregelung der Europäischen 

Union gewährleistet werden. 

Einhaltung der Vorschriften der 

Gemeinsamen Fischereipolitik sollte über 

eine Überwachungs-, Inspektions- und 

Durchsetzungsregelung der Europäischen 

Union gewährleistet werden. 

 

 

Änderungsantrag 29 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 54 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(54) Es erscheint angezeigt, insbesondere 

angesichts der spezifischen Gegebenheiten 

des Schwarzen Meeres, die Kommission zu 

ermächtigen, über delegierte Rechtsakte 

einen neuen Beirat einzusetzen und die 

Zuständigkeitsbereiche der bestehenden 

Beiräte zu ändern. 

(54) Es erscheint angezeigt, insbesondere 

angesichts der spezifischen Gegebenheiten 

des Schwarzen Meeres und der Gebiete in 

äußerster Randlage, die Kommission zu 

ermächtigen, über delegierte Rechtsakte 

neue Beiräte einzusetzen und die 

Zuständigkeitsbereiche der bestehenden 

Beiräte zu ändern. Sämtliche Gewässer 

sollten von Beiräten abgedeckt werden. 

 

Änderungsantrag 30 

Vorschlag für eine Verordnung 

Teil I – Artikel 2 – Absatz 1 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

1. Die Gemeinsame Fischereipolitik stellt 

sicher, dass Fischfang und Aquakultur 

unter langfristig nachhaltigen 

ökologischen, wirtschaftlichen und 

sozialen Bedingungen erfolgen und zum 

Nahrungsmittelangebot beitragen. 

1. Die Gemeinsame Fischereipolitik stellt 

sicher, dass Fischfang und Aquakultur 

unter langfristig nachhaltigen 

ökologischen, wirtschaftlichen und 

sozialen Bedingungen erfolgen und zum 

sozialen Schutz, zum Erhalt von 

Arbeitsplätzen, zur Sicherung der 

Lebensqualität der Fischer, zum 
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Fortbestand der Fischereigemeinden in 

den verschiedenen Regionender Union, 

zur Wettbewerbsfähigkeit von Fischerei 

und Aquakultur sowie zur Sicherung und 

Qualität des Nahrungsmittelangebots 
beitragen. 

 

Änderungsantrag 31 

Vorschlag für eine Verordnung 

Teil I - Artikel 2 - Absatz 2 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

2. Die Gemeinsame Fischereipolitik 

wendet im Fischereimanagement den 

Vorsorgeansatz an und setzt sich bei der 

Nutzung der biologischen Meeresschätze 

das Ziel, die Populationen fischereilich 

genutzter Arten bis 2015 in einem Umfang 

wieder herzustellen und zu erhalten, der 

den höchstmöglichen Dauerertrag 

ermöglicht. 

2. Die Gemeinsame Fischereipolitik 

wendet im Fischereimanagement den 

Vorsorgeansatz an und setzt sich bei der 

Nutzung der biologischen Meeresschätze 

das Ziel, die Populationen fischereilich 

genutzter Arten bis 2017 in einem Umfang 

wieder herzustellen und zu erhalten, der 

den höchstmöglichen Dauerertrag 

ermöglicht. 

 

Änderungsantrag 32 

Vorschlag für eine Verordnung 

Teil I – Artikel 2 – Absatz 3 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

3. Die Gemeinsame Fischereipolitik stellt 

durch Anwendung des ökosystembasierten 

Ansatzes im Fischereimanagement sicher, 

dass die Auswirkungen der Fischerei auf 

das Meeresökosystem begrenzt bleiben. 

3. Die Gemeinsame Fischereipolitik stellt 

durch Anwendung des ökosystembasierten 

Ansatzes im Fischereimanagement als 

Grundprinzip sicher, dass eine 

nachhaltige Fischerei entsprechend den 

verfügbaren Ressourcen in einem 

Rahmen der Chancengleichheit betrieben 

wird, der nachhaltige Erhalt der 

biologischen Vielfalt im Meer und die 

Umweltverträglichkeit gewährleistst 

werden und dass die Auswirkungen der 

Fischerei auf das Meeresökosystem 

begrenzt bleiben. 
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Änderungsantrag 33 

Vorschlag für eine Verordnung 

Teil I – Artikel 2 – Absatz 3 a (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (3a) Es muss möglich sein, aus der in den 

Fanggebieten gesammelten fachlichen 

Erfahrung und den dortigen Traditionen 

zu schöpfen, um im Hinblick auf die 

nachhaltige Entwicklung und die 

Verbesserung der Lebensqualität in 

diesen Gebieten neue Spezialisierungen 

zu schaffen und die Jugend für diesen 

Wirtschaftszweig zu gewinnen. 

 

Änderungsantrag 34 

Vorschlag für eine Verordnung 

Teil I – Artikel 2 – Absatz 4 a (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 4a. Die Gemeinsame Fischereipolitik steht 

für eine regionalisierte Politik, damit die 

Mitgliedstaaten Bewirtschaftungspläne 

entwickeln und umsetzen können. 

 

Änderungsantrag 35 

Vorschlag für eine Verordnung 

Teil I – Artikel 3 – Absatz 1 – Buchstabe b 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(b) Schaffung der Voraussetzungen für 

effiziente Fangtätigkeiten im Rahmen einer 

rentablen und wettbewerbsfähigen 

Fangwirtschaft; 

(b) Schaffung der Voraussetzungen für 

nachhaltige und effiziente Fangtätigkeiten 

im Rahmen einer sozialen, 

wirtschaftlichen  und ökologischen sowie 
rentablen und wettbewerbsfähigen 

Fangwirtschaft, wobei für ausgewogene 

Wettbewerbsbedingungen beim Handel 

mit Fischerei- und 

Aquakulturerzeugnissen mit Drittländern 

Sorge getragen wird; 
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Änderungsantrag 36 

Vorschlag für eine Verordnung 

Teil I – Artikel 3 – Absatz 1 – Buchstabe d 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(d) Beitrag zu einem angemessenen 

Lebensunterhalt derjenigen, die vom 

Fischfang abhängen; 

(d) Beitrag zum Lebensunterhalt und 

würdigen Einkommen derjenigen, die vom 

Fischfang abhängen, unter 

Berücksichtigung der Schwierigkeiten, 

die sich aus wirtschaftlichen, sozialen und 

geografischen Faktoren wie Insellage 

oder äußerste Randlage ergeben; 

 

Änderungsantrag 37 

Vorschlag für eine Verordnung 

Teil I – Artikel 3 – Absatz 1 – Buchstabe f a (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (fa) Anerkennung der Bedeutung der 

kleinen Küstenfischerei und des 

Meeresfrüchtesektors für den Verbleib 

der Bevölkerung, die Schaffung von 

Wohlstand und die Konsolidierung eines 

nachhaltigen Bewirtschaftungsmodells. 

 

 

Änderungsantrag 38 

Vorschlag für eine Verordnung 

Teil I - Artikel 4 – Absatz 1 – Buchstabe a 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(a) klare Abgrenzung der Zuständigkeiten 

auf EU, nationaler, regionaler und lokaler 

Ebene; 

(a) klare Abgrenzung der Zuständigkeiten 

auf EU, nationaler, regionaler und lokaler 

Ebene; um eine dezentralisierte ortsnahe 

Bewirtschaftung zu garantieren, die die 

Realität und die Besonderheiten jedes 

Landes, jeder Fischereizone, jeder Flotte 

und jedes Fischbestandes berücksichtigt; 
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hierbei soll sichergestellt werden, dass 

stets die vertikale, mehrstufige 

Politikgestaltung angestrebt wird; 

 

Änderungsantrag 39 

Vorschlag für eine Verordnung 

Teil I – Artikel 4 – Absatz 1 – Buchstabe b 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(b) Verabschiedung von Maßnahmen auf 

der Grundlage der besten verfügbaren 

wissenschaftlichen Gutachten; 

(b) Verabschiedung von Maßnahmen auf 

der Grundlage der besten verfügbaren 

wissenschaftlichen Gutachten, wobei 

gegebenenfalls Stufenmodelle sowie 

Übergangsfristen vorgesehen werden 

sollten; 

 

Änderungsantrag 40 

Vorschlag für eine Verordnung 

Teil I – Artikel 4 – Absatz 1 – Buchstabe d 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(d) umfassende Beteiligung aller 

Interessengruppen in allen Phasen von der 

Konzipierung bis zur Durchführung der 

Maßnahmen; 

(d) umfassende Beteiligung aller 

Interessengruppen – insbesondere über die 

Beiräte – in allen Phasen von der 

Konzipierung bis zur Durchführung und 

Bewertung der Maßnahmen; 

 

Änderungsantrag 41 

Vorschlag für eine Verordnung 

Teil I – Artikel 5 – Absatz 1 – Spiegelstrich 1 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

„EU-Gewässer“ sind die Gewässer unter 

der Hoheit oder der Gerichtsbarkeit der 

Mitgliedstaaten mit Ausnahme der 

Gewässer um die in Anhang II AEUV 

aufgeführten Länder und Hoheitsgebiete; 

Betrifft nicht die deutsche Fassung. 
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Änderungsantrag 42 

Vorschlag für eine Verordnung 

Teil I – Artikel 5 – Absatz 1 – Spiegelstrich 20 a (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 – „kleine Küstenfischerei“ ist die von 

Schiffen unter 15 m Länge oder von 

Schiffen, deren Fangreisen weniger als 

24 Stunden dauern, betriebene Fischerei; 

 

Änderungsantrag 43 

Vorschlag für eine Verordnung 

Teil I - Artikel 6 - Absatz 1 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

1. EU-Fischereifahrzeuge haben in allen 

EU-Gewässern mit Ausnahme der in den 

Absätzen 2 und 3 genannten Gewässer 

vorbehaltlich der Maßnahmen gemäß Teil 

III gleichberechtigten Zugang zu 

Gewässern und Ressourcen.  

1. EU-Fischereifahrzeuge haben in allen 

EU-Gewässern mit Ausnahme der in den 

Absätzen 2 und 3 genannten Gewässer 

vorbehaltlich der Maßnahmen gemäß 

Teil III gleichberechtigten Zugang zu 

Gewässern und Ressourcen sowie zu 

anderen Gewässern, wie den Gewässern 

der Regionen in äußerster Randlage 

gemäß der Definition in Artikel 349 des 

Vertrags.  

 

Änderungsantrag 44 

Vorschlag für eine Verordnung 

Teil II – Artikel 6 – Absatz 3 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

3. In den Gewässern bis zu 100 Seemeilen 

von den Basislinien der Azoren, Madeiras 

und der Kanarischen Inseln können die 

betreffenden Mitgliedstaaten vom 1. Januar 

2013 bis zum 31. Dezember 2022 den 

Fischfang Schiffen vorbehalten, die in den 

Häfen dieser Inseln registriert sind. Solche 

Beschränkungen gelten nicht für EU-

Schiffe, die traditionell in diesen 

3. In den Gewässern bis zu 100 Seemeilen 

von den Basislinien und in den Gewässern 

mit den Fischereibänken und Seamounts 

über 100 Seemeilen von allen Regionen in 

äußerster Randlage der Union hinaus 

können die betreffenden Mitgliedstaaten 

vom 1. Januar 2013 bis zum 31. Dezember 

2022 den Fischfang Schiffen vorbehalten, 

die in den Häfen dieser Regionen 
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Gewässern fischen, da diese Schiffe nicht 

über den traditionell betriebenen 

Fischereiaufwand hinausgehen. Die 

Mitgliedstaaten setzen die Kommission in 

Kenntnis, wenn sie Beschränkungen im 

Sinne dieses Absatzes verfügen. 

registriert sind. Die Beibehaltung des 

Zugangs für EU-Schiffe, die nachweisen 

können, dass sie traditionell in diesen 

Gewässern fischen, ist abhängig von der 

Nachhaltigkeit der Fischbestände. Die 

Mitgliedstaaten setzen die Kommission in 

Kenntnis, wenn sie Beschränkungen im 

Sinne dieses Absatzes verfügen. 

 

Änderungsantrag 45 

Vorschlag für eine Verordnung 

Teil III – Titel II – Artikel 9 - Absatz 1 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

1. Als vorrangiges Ziel werden 

Mehrjahrespläne mit Maßnahmen zur 

Erhaltung oder Wiederauffüllung der 

Fischbestände auf Größen erstellt, die den 

jeweils höchstmöglichen Dauerertrag 

gewährleisten.  

1. Als vorrangiges Ziel werden 

Mehrjahrespläne mit Maßnahmen zur 

Erhaltung oder Wiederauffüllung der 

Fischbestände auf Größen erstellt, die den 

jeweils höchstmöglichen Dauerertrag 

gewährleisten. Diese Pläne 

berücksichtigen die sozioökonomischen 

Aspekte, die die erforderlichen 

Maßnahmen zur Erhaltung mit sich 

bringen und sehen Entschädigungen für 

die Fischer und die Wirtschaft vor Ort 

vor, um der Entwicklung der Küsten- und 

Meeresregionen nicht zu schaden. 

 

Änderungsantrag 46 

Vorschlag für eine Verordnung 

Teil III – Titel II – Artikel 9 – Absatz 4 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

4. Die Mehrjahrespläne beruhen auf dem 

Vorsorgeansatz im Fischereimanagement 

und berücksichtigen in wissenschaftlich 

fundierter Weise etwaige Einschränkungen 

der verfügbaren Daten und 

Abschätzungsmethoden sowie alle 

unsicheren quantifizierten Quellen. 

4. Die Mehrjahrespläne beruhen auf den 

besten verfügbaren wissenschaftlichen 

Daten und wenden den Vorsorgeansatz in 

wissenschaftlich fundierter Weise im Falle 

von etwaigen Einschränkungen der 

verfügbaren Daten und 

Abschätzungsmethoden sowie aller 

unsicheren quantifizierten Quellen an. 
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Begründung 

Die Mehrjahrespläne sollten nur dann auf dem Vorsorgeprinzip beruhen, wenn keine besten 

verfügbaren wissenschaftlichen Daten vorliegen. 

 

Änderungsantrag 47 

Vorschlag für eine Verordnung 

Teil III – Titel II – Artikel 9 – Absatz 4 a (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 4a. Bei der Durchführung und 

Ausarbeitung der Mehrjahrespläne wird 

berücksichtigt, dass schrittweise die 

geeigneten Anpassungen vorzunehmen 

sind, wobei außer in Notfällen allzu kurze 

Fristen vermieden werden sollten und im 

Vorfeld eine Studie über die 

sozioökonomischen Auswirkungen, in die 

auch Beiträge der betroffenen Akteure 

einfließen können, durchgeführt werden 

muss. 

 

Änderungsantrag 48 

Vorschlag für eine Verordnung 

Teil III – Titel II – Artikel 10 – Absatz 2 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

2. Ist es nicht möglich, den Wert der 

fischereilichen Sterblichkeit zu bestimmen, 

bei dem die Bestände auf das Niveau des 

höchstmöglichen Dauerertrags aufgefüllt 

und in dieser Größe erhalten werden, 

enthalten die Mehrjahrespläne vorsorgliche 

Maßnahmen, die die Erhaltung der 

betreffenden Bestände in vergleichbarem 

Umfang gewährleisten. 

Betrifft nicht die deutsche Fassung. 

 

Änderungsantrag 49 

Vorschlag für eine Verordnung 

Teil III – Titel II – Artikel 11 – Absatz 1 – Buchstabe d 
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Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(d) klare Zeitrahmen für die 

Verwirklichung der bezifferbaren 

Vorgaben; 

(d) klare und realistische Zeitrahmen für 

die Verwirklichung der bezifferbaren 

Vorgaben; 

 

Änderungsantrag 50 

Vorschlag für eine Verordnung 

Teil III – Titel II – Artikel 11 – Absatz 1 – Buchstabe g 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(g) spezifische Maßnahmen und Ziele für 

die Phase, in der anadrome und katadrome 

Arten in Süßwasser leben; 

(g) spezifische Maßnahmen und Ziele für 

die Phase, in der anadrome und katadrome 

Arten in Süßwasser leben; spezifische 

Maßnahmen zur Festlegung nachhaltiger 

Fangtätigkeiten betreffend anadrome 

Arten, und zwar für jeden einzelnen 

Bestand; 

Begründung 

Die Fischerei auf gemischte Bestände anadromer Arten ist nicht selektiv, weshalb einer 

Beschränkung dieser Fischerei sowie Maßnahmen, mit denen die GFP die Lebensfähigkeit 

der einzelnen Bestände sicherstellt, besondere Aufmerksamkeit geschenkt werden sollte. 

 

Änderungsantrag 51 

Vorschlag für eine Verordnung 

Teil III – Titel II – Artikel 11 – Absatz 1 – Buchstabe j a (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (ja) Maßnahmen zur Milderung der 

sozialen und wirtschaftlichen 

Auswirkungen in seinem 

Anwendungsbereich. 
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Änderungsantrag 52 

Vorschlag für eine Verordnung 

Teil III – Titel II – Artikel 11 – Absatz 1 – Buchstabe j a (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (ja) ein Reaktionsmechanismus für 

unerwartete Situationen. 

Begründung 

Die Bewirtschaftung biologischer Ressourcen einer Region kann sich in relativ kurzer Zeit 

zum Besseren oder Schlechteren verändern. Dies wird durch die bisherigen Erfahrungen der 

Regionen mit den Mehrjahresplänen, die aufgrund der derzeitigen unflexiblen Regeln nicht an 

den Zustand der Ressourcen und die Möglichkeiten ihrer Nutzung angepasst sind, bestätigt. 

 

Änderungsantrag 53 

Vorschlag für eine Verordnung 

Teil III – Titel II – Artikel 14 – Absatz 1 – Buchstabe d a (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (da) berücksichtigen die 

sozioökonomischen Auswirkungen 

solcher Maßnahmen. 

 

Änderungsantrag 54 

Vorschlag für eine Verordnung 

Teil III – Titel III – Kapitel I – Artikel 17 – Überschrift 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

Bestandserhaltungsmaßnahmen im 

Rahmen von Mehrjahresplänen 

Auf regionaler Ebene entwickelte 
Bestandserhaltungsmaßnahmen und 

technische Maßnahmen 
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Änderungsantrag 55 

Vorschlag für eine Verordnung 

Teil III – Titel III – Kapitel I – Artikel 17 - Absatz 1 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

1. Die Mitgliedstaaten können in einem 

nach den Artikeln 9, 10 und 11 erstellten 

Mehrjahresplan ermächtigt werden, im 

Einklang mit diesem Mehrjahresplan 

Bestandserhaltungsmaßnahmen für Schiffe 

unter ihrer Flagge für Bestände in EU-

Gewässern zu erlassen, für die ihnen 

Fangmöglichkeiten zugeteilt wurden.  

1. Die Mitgliedstaaten werden nach der 

Konsultation regionaler 

Fischereiorganisationen in einem nach 

den Artikeln 9, 10 und 11 erstellten 

Mehrjahresplan ermächtigt, im Einklang 

mit diesem Mehrjahresplan und in enger 

Zusammenarbeit mit den zuständigen 

Beiräten Bestandserhaltungsmaßnahmen 

für Schiffe unter ihrer Flagge für Bestände 

in EU-Gewässern auszuarbeiten, für die 

ihnen Fangmöglichkeiten zugeteilt wurden.  

 

Änderungsantrag 56 

Vorschlag für eine Verordnung 

Teil III – Titel III – Kapitel I – Artikel 17 – Absatz 2 – Buchstabe d a (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (da) die Vorschläge der regionalen 

Beiräte berücksichtigen. 

 

Änderungsantrag 57 

Vorschlag für eine Verordnung 

Teil III – Titel III – Kapitel I – Artikel 20 – Absatz 1 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

1. Die Kommission wird ermächtigt, 

delegierte Rechtsakte gemäß Artikel 55 zu 

erlassen, um die 

Bestandserhaltungsmaßnahmen für 

Fischereien festzulegen, für die ein 

Mehrjahresplan gilt, wenn die 

Mitgliedstaaten, die Maßnahmen nach 

Artikel 17 verabschieden dürfen, der 

Kommission derartige Maßnahmen nicht 

binnen drei Monaten nach Inkrafttreten 

1. Die Kommission wird ermächtigt, 

delegierte Rechtsakte gemäß Artikel 55 zu 

erlassen, um unter Berücksichtigung der 

Vorschläge der regionalen Beiräte die 

Bestandserhaltungsmaßnahmen für 

Fischereien festzulegen, für die ein 

Mehrjahresplan gilt, wenn die 

Mitgliedstaaten, die Maßnahmen nach 

Artikel 17 verabschieden dürfen, der 

Kommission derartige Maßnahmen nicht 
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des Mehrjahresplans mitteilen. innerhalb einer in jedem Mehrjahresplan 

festzulegenden Frist mitteilen. 

 

Änderungsantrag 58 

Vorschlag für eine Verordnung 

Teil III – Titel III – Kapitel I – Artikel 20 – Absatz 2 – Einleitung 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

2. Die Kommission wird ermächtigt, 

delegierte Rechtsakte gemäß Artikel 55 zu 

erlassen, um die 

Bestandserhaltungsmaßnahmen für 

Fischereien festzulegen, für die ein 

Mehrjahresplan gilt, wenn 

2. Die Kommission wird ermächtigt, 

delegierte Rechtsakte gemäß Artikel 55 zu 

erlassen, um unter Berücksichtigung der 

Vorschläge der regionalen Beiräte die 

Bestandserhaltungsmaßnahmen für 

Fischereien festzulegen, für die ein 

Mehrjahresplan gilt, wenn 

 

Änderungsantrag 59 

Vorschlag für eine Verordnung 

Teil III – Titel III – Kapitel I - Artikel 20 - Absatz 3 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

3. Zweck der von der Kommission 

erlassenen Bestandserhaltungsmaßnahmen 

ist es, die Einhaltung der im 

Mehrjahresplan genannten Ziele und 

Vorgaben zu gewährleisten. Mit Annahme 

des delegierten Rechtsaktes durch die 

Kommission verlieren die einzelstaatlichen 

Maßnahmen ihre Gültigkeit. 

3. Zweck der von der Kommission nach 

der Konsultation regionaler 

Fischereiorganisationen erlassenen 

Bestandserhaltungsmaßnahmen ist es, die 

Einhaltung der im Mehrjahresplan 

genannten Ziele und Vorgaben zu 

gewährleisten Mit Annahme des 

delegierten Rechtsaktes durch die 

Kommission verlieren die einzelstaatlichen 

Maßnahmen, die nicht mit der 

Realisierung der Ziele kompatibel bzw. 

hierfür nicht geeignet sind, ihre 

Gültigkeit. 
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Änderungsantrag 60 

Vorschlag für eine Verordnung 

Teil III – Titel III – Kapitel II – Artikel 21 – Einleitung 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

Die Mitgliedstaaten können in einer 

technischen Rahmenregelung gemäß 

Artikel 14 ermächtigt werden, im Einklang 

mit dieser Rahmenregelung technische 

Maßnahmen für Schiffe unter ihrer Flagge 

für Bestände in ihren Gewässern zu 

erlassen, für die ihnen Fangmöglichkeiten 

zugeteilt wurden. Die Mitgliedstaaten 

stellen sicher, dass derartige technische 

Maßnahmen 

Die Mitgliedstaaten werden in einer 

technischen Rahmenregelung gemäß 

Artikel 14 nach der Konsultation 

regionaler Fischereiorganisationen 
ermächtigt, im Einklang mit dieser 

Rahmenregelung technische Maßnahmen 

für Schiffe unter ihrer Flagge für Bestände 

in ihren Gewässern zu erlassen, für die 

ihnen Fangmöglichkeiten zugeteilt wurden. 

Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass 

derartige technische Maßnahmen 

 

Änderungsantrag 61 

Vorschlag für eine Verordnung 

Teil III – Titel III – Kapitel II – Artikel 21 – Absatz 1 – Buchstabe d a (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (da) die Vorschläge der regionalen 

Beiräte berücksichtigen. 

 

 

Änderungsantrag 62 

Vorschlag für eine Verordnung 

Teil III – Titel III – Kapitel II – Artikel 24 - Absatz 1 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

1. Die Kommission wird ermächtigt, 

delegierte Rechtsakte gemäß Artikel 55 zur 

Festlegung der nach einer Rahmenregelung 

zu treffenden technischen Maßnahmen zu 

erlassen, wenn die Mitgliedstaaten, die 

solche Maßnahmen nach Artikel 21 

verabschieden dürfen, der Kommission 

derartige Maßnahmen nicht binnen drei 

Monaten nach Inkrafttreten der technischen 

1. Die Kommission wird ermächtigt, unter 

Berücksichtigung der Vorschläge der 

regionalen Beiräte delegierte Rechtsakte 

gemäß Artikel 55 zur Festlegung der nach 

einer Rahmenregelung zu treffenden 

technischen Maßnahmen zu erlassen, wenn 

die Mitgliedstaaten, die solche Maßnahmen 

nach Artikel 21 verabschieden dürfen, der 

Kommission derartige Maßnahmen nicht 
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Rahmenregelung mitteilen.  binnen sechs Monaten nach Inkrafttreten 

der technischen Rahmenregelung mitteilen.  

 

Änderungsantrag 63 

Vorschlag für eine Verordnung 

Teil III – Titel III – Kapitel II – Artikel 24 – Absatz 2 – Einleitung 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

2. Die Kommission wird ermächtigt, 

delegierte Rechtsakte gemäß Artikel 55 zur 

Festlegung technischer Maßnahmen zu 

erlassen, wenn die einzelstaatlichen 

Maßnahmen auf der Grundlage einer 

Bewertung nach Artikel 23 

2. Die Kommission wird ermächtigt, unter 

Berücksichtigung der Vorschläge der 

regionalen Beiräte delegierte Rechtsakte 

gemäß Artikel 55 zur Festlegung 

technischer Maßnahmen zu erlassen, wenn 

die einzelstaatlichen Maßnahmen auf der 

Grundlage einer Bewertung nach 

Artikel 23 

 

Änderungsantrag 64 

Vorschlag für eine Verordnung 

Teil III – Titel III – Kapitel II – Artikel 24 - Absatz 3 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

3. Zweck der von der Kommission 

erlassenen technischen Maßnahmen ist es, 

die Einhaltung der in der technischen 

Rahmenregelung genannten Ziele zu 

gewährleisten. Mit Annahme des 

delegierten Rechtsaktes durch die 

Kommission verlieren die einzelstaatlichen 

Maßnahmen ihre Gültigkeit. 

3. Zweck der von der Kommission nach 

der Konsultation regionaler 

Fischereiorganisationen erlassenen 

technischen Maßnahmen ist es, die 

Einhaltung der in der technischen 

Rahmenregelung genannten Ziele zu 

gewährleisten. Mit Annahme des 

delegierten Rechtsaktes durch die 

Kommission verlieren die einzelstaatlichen 

Maßnahmen, die nicht mit der 

Realisierung der Ziele kompatibel bzw. 

hierfür nicht geeignet sind, ihre 

Gültigkeit. 

 

Änderungsantrag 65 

Vorschlag für eine Verordnung 

Teil III – Titel IV – Artikel 26 – Überschrift 
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Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

Einzelstaatliche Maßnahmen innerhalb der 

12-Seemeilen-Zone 

Einzelstaatliche Maßnahmen innerhalb der 

12-Seemeilen-Zone und innerhalb der 

100-Seemeilen-Zone um die Regionen in 

äußerster Randlage 

 

Änderungsantrag 66 

Vorschlag für eine Verordnung 

Teil III – Titel IV – Artikel 26 – Absatz 1 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

1. Ein Mitgliedstaat kann innerhalb der 

ersten 12 Seemeilen von seinen Basislinien 

nicht diskriminierende Maßnahmen zur 

Erhaltung und Bewirtschaftung der 

Fischbestände und zur Einschränkung der 

Folgen des Fischfangs für die Erhaltung 

der Meeresökosysteme verabschieden, 

sofern die Europäische Union keine 

spezifischen Maßnahmen für die Erhaltung 

und Bewirtschaftung speziell dieses 

Bereichs erlassen hat. Die einzelstaatlichen 

Maßnahmen müssen mit den Zielen der 

Artikel 2 und 3 vereinbar sein und dürfen 

nicht weniger streng sein als die 

entsprechenden Anforderungen in 

bestehenden Rechtsvorschriften der 

Europäischen Union. 

1. Ein Mitgliedstaat kann innerhalb der 

ersten 12 Seemeilen von seinen Basislinien 

und innerhalb von 100 Seemeilen um die 

Regionen in äußerster Randlage herum in 

den Grenzen der ausschließlichen 

Wirtschaftszone dieser Regionen nicht 

diskriminierende Maßnahmen zur 

Erhaltung und Bewirtschaftung der 

Fischbestände und zur Einschränkung der 

Folgen des Fischfangs für die Erhaltung 

der Meeresökosysteme verabschieden, 

sofern die Europäische Union keine 

spezifischen Maßnahmen für die Erhaltung 

und Bewirtschaftung speziell dieses 

Bereichs erlassen hat. Die einzelstaatlichen 

Maßnahmen müssen mit den Zielen der 

Artikel 2 und 3 vereinbar sein und dürfen 

nicht weniger streng sein als die 

entsprechenden Anforderungen in 

bestehenden Rechtsvorschriften der 

Europäischen Union. 

 

Änderungsantrag 67 

Vorschlag für eine Verordnung 

Teil IV 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

[...] entfällt 
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Begründung 

Die Streichung übertragbarer Fischereibefugnisse geht einher mit der Einfügung eines neuen 

Absatzes in Artikel 16, der es im Einklang mit dem Subsidiaritätsprinzip jedem Mitgliedstaat 

ermöglicht, selbst über das Verfahren zur Aufteilung der ihm zugeteilten Fangmöglichkeiten 

zu entscheiden. Die Mitgliedstaaten, die dies wünschen, können dann ein System 

übertragbarer Fischereibefugnisse einrichten. 

 

Änderungsantrag 68 

Vorschlag für eine Verordnung 

Teil V - Artikel 34 - Absatz 1 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

1. Die Mitgliedstaaten treffen 

Vorkehrungen zur Anpassung der 

Fangkapazität ihrer Flotten mit dem Ziel, 

ein wirksames Gleichgewicht zwischen 

dieser Fangkapazität und ihren 

Fangmöglichkeiten herzustellen. 

1. Die Mitgliedstaaten treffen, falls und wo 

dies notwendig sein sollte, Vorkehrungen 

zur Anpassung der Fangkapazität ihrer 

Flotten mit dem Ziel, ein wirksames 

Gleichgewicht zwischen dieser 

Fangkapazität und ihren 

Fangmöglichkeiten herzustellen. 

 

Änderungsantrag 69 

Vorschlag für eine Verordnung 

Teil IV – Artikel 34 – Absatz 3 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

3. Die Fangkapazität der 

Fischereifahrzeuge, die mit öffentlichen 

Zuschüssen stillgelegt wurden, wird nicht 

ersetzt. 

entfällt 

 

Änderungsantrag 70 

Vorschlag für eine Verordnung 

Teil V – Artikel 35 – Absatz 3 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

3. Die Kommission wird ermächtigt, 

delegierte Rechtsakte gemäß Artikel 55 

zur Neuberechnung der in den Absätzen 1 

entfällt 
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und 2 genannten 

Fangkapazitätsobergrenzen zu erlassen. 

 

Änderungsantrag 71 

Vorschlag für eine Verordnung 

Teil VII - Titel I - Artikel 39 - Absatz 2 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

2. Die jeweilige Position der EU in 

internationalen, mit Fischerei befassten 

Organisationen und RFO richtet sich nach 

den besten verfügbaren wissenschaftlichen 

Gutachten, um sicherzustellen, dass die 

Fischereiressourcen in einem Umfang 

erhalten oder wieder aufgefüllt werden, der 

den höchstmöglichen Dauerertrag 

ermöglicht. 

2. Die jeweilige Position der EU in 

internationalen, mit Fischerei befassten 

Organisationen und RFO richtet sich nach 

den besten verfügbaren wissenschaftlichen 

Gutachten sowie nach der Stellungnahme 

der Regionen, der Beiräte und der 

regionalen Fischereiorganisationen, um 

sicherzustellen, dass die 

Fischereiressourcen in einem Umfang 

erhalten oder wieder aufgefüllt werden, der 

den höchstmöglichen Dauerertrag 

ermöglicht und dass die Positionen, die 

durch die Regionen, die Beiräte und die 

regionalen Fischereiorganisationen zum 

Ausdruck gebracht wurden, gebührend 

berücksichtigt und vertreten werden. 

 

Änderungsantrag 72 

Vorschlag für eine Verordnung 

Teil VII - Titel II - Artikel 41 - Absatz 2 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

2. EU-Fischereifahrzeuge fangen nur den 

vom Drittland ausgewiesenen Überschuss 

der zulässigen Fangmenge gemäß Artikel 

62 Absatz 2 des Seerechtsübereinkommens 

der Vereinten Nationen, der auf der 

Grundlage der besten verfügbaren 

wissenschaftlichen Gutachten und eines 

einschlägigen Informationsaustauschs 

zwischen der EU und dem betreffenden 

Drittland über den 

Gesamtfischereiaufwand für die 

betroffenen Bestände festgestellt wird, 

2. EU-Fischereifahrzeuge fangen nur den 

vom Drittland ausgewiesenen Überschuss 

der zulässigen Fangmenge gemäß Artikel 

62 Absatz 2 des Seerechtsübereinkommens 

der Vereinten Nationen, der auf der 

Grundlage der besten verfügbaren 

wissenschaftlichen Gutachten und eines 

einschlägigen Informationsaustauschs 

zwischen der EU und dem betreffenden 

Drittland über den 

Gesamtfischereiaufwand für die 

betroffenen Bestände festgestellt wird, 
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damit die Fischereiressourcen in einem 

Umfang erhalten werden, der den 

höchstmöglichen Dauerertrag ermöglicht  

damit die Fischereiressourcen in einem 

Umfang erhalten werden, der den 

höchstmöglichen Dauerertrag ermöglicht, 

und damit den Fischern oder den von 

diesen Übereinkommen betroffenen 

Drittländern garantiert wird, dass ihre 

Fangkapazitäten nicht reduziert werden.  

 

Änderungsantrag 73 

Vorschlag für eine Verordnung 

Teil XII – Artikel 52 – Absatz 2 a (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 2a. Der für die Regionen in äußerster 

Randlage eingesetzte Beirat wird in drei 

Sektionen unterteilt: die Sektion 

„Großraum Karibik“ mit Guadeloupe, 

Martinique und Französisch-Guayana; 

die Sektion „Südwestlicher Indischer 

Ozean“ mit Réunion und Mayotte sowie 

die Sektion „Makaronesien“ mit den 

Kanarischen Inseln, den Azoren und 

Madeira. 

 

Änderungsantrag 74 

Vorschlag für eine Verordnung 

Teil XII – Artikel 52 – Artikel 53 - Absatz 1 – Buchstabe c a (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 ca) im Hinblick auf die Positionen, die die 

Kommission bei den RFO vertreten soll, 

Übermittlung von Empfehlungen und 

Vorschlägen an die Kommission.  

 

Änderungsantrag 75 

Vorschlag für eine Verordnung 

Teil XII – Artikel 53 – Absatz 2 
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Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

2. Die Kommission und gegebenenfalls der 

betreffende Mitgliedstaat reagieren 

innerhalb angemessener Zeit auf jede 

Empfehlung, Anregung oder Unterrichtung 

gemäß Absatz 1. 

2. Die Kommission und gegebenenfalls der 

betreffende Mitgliedstaat reagieren 

innerhalb angemessener Zeit auf jede 

Empfehlung, Anregung oder Unterrichtung 

gemäß Absatz 1 und berücksichtigen bei 

ihren Entscheidungen die Empfehlungen 

der regionalen Beiräte. 

 

Änderungsantrag 76 

Vorschlag für eine Verordnung 

Teil XII – Artikel 53 - Absatz 2 a (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 2a. Die Kommission fordert vorab die 

Stellungnahme eines Beirats an, falls sie 

diesen betreffend neue Maßnahmen zu 

ergreifen oder das Fischereigebiet dieses 

Beirats zu regulieren beabsichtigt. 

 

 

Änderungsantrag 77 

Vorschlag für eine Verordnung 

Teil XII – Artikel 54 - Absatz 1 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

1. Die Beiräte setzen sich aus 

Organisationen, die die 

Fischereiunternehmen vertreten, und aus 

anderen von der Gemeinsamen 

Fischereipolitik betroffenen 

Interessengruppen zusammen. 

1. Die Beiräte setzen sich mehrheitlich aus 

Organisationen, die die 

Fischereiunternehmen vertreten, 

Organisationen zum Schutz der Umwelt 
und der biologischen Vielfalt und aus 

anderen von der Gemeinsamen 

Fischereipolitik betroffenen 

Interessengruppen sowie 

Interessenverbänden für an Flüssen 

lebende Menschen zusammen und können 

Drittländer sowie Organisationen, die die 

Fischerei der Drittländer in den 

betroffenen Gewässern vertreten, als 
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Beobachter akzeptieren. 

Änderungsantrag 78 

Vorschlag für eine Verordnung 

Anhang III – Spalte 1 – Zeile 5 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

Südwestliche Gewässer Südwestliche Gewässer, Südwestlicher 

Indischer Ozean, Gewässer Antillen-

Guyana 

 

Änderungsantrag 79 

Vorschlag für eine Verordnung 

Anhang III – Spalte 2 – Zeile 5 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

ICES-Gebiete VIII, IX und X (Gewässer 

um die Azoren) und CECAF-Gebiete 

34.1.1, 34.1.2 und 34.2.0 (Gewässer um 

Madeira und die Kanarischen Inseln) 

ICES-Gebiete VIII, IX und X (Gewässer 

um die Azoren) und CECAF-Gebiete 

34.1.1, 34.1.2 und 34.2.0 (Gewässer um 

Madeira und die Kanarischen Inseln), 

Südwestlicher Indischer Ozean, Gewässer 

Antillen-Guyana 
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